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GESCHÄFTSORDNUNGSSEITE

In der Sitzung vom 20. Oktober 2003 gab der Präsident des Europäischen Parlaments bekannt, 
dass er den Vorschlag für eine Empfehlung von Per Gahrton im Namen der Verts/ALE-
Fraktion über die Politik der EU gegenüber dem Raum am südlichen Kaukasus 
(B5-0429/2003) gemäß Artikel 49 Absatz 1 der Geschäftsordnung an den Ausschuss für 
auswärtige Angelegenheiten, Menschenrechte, gemeinsame Sicherheit und 
Verteidigungspolitik als federführenden Ausschuss und an den Ausschuss für Industrie, 
Außenhandel, Forschung und Energie als mitberatenden Ausschuss überwiesen hat.

Der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten, Menschenrechte, gemeinsame Sicherheit und 
Verteidigungspolitik beschloss in seiner Sitzung vom 4. November 2003, einen Bericht 
gemäß Artikel 49 Absatz 3 und Artikel 104 über dieses Thema auszuarbeiten, und benannte 
Per Gahrton als Berichterstatter (2003/2225(INI)).

Der Ausschuss prüfte den Berichtsentwurf in seinen Sitzungen vom 2. Dezember 2003 und 
27. Januar 2004.

In der letztgenannten Sitzung nahm er den Vorschlag für eine Empfehlung einstimmig mit 
einer Enthaltung an.

Bei der Abstimmung waren anwesend: Elmar Brok, Vorsitzender; Baroness Nicholson of 
Winterbourne, stellvertretende Vorsitzende;  Christos Zacharakis, stellvertretender 
Vorsitzender; Per Gahrton, Berichterstatter; Ole Andreasen, Anne André-Léonard (in 
Vertretung von Claudio Martelli), Per-Arne Arvidsson, Alexandros Baltas, Bastiaan Belder, 
Cees Bremmer (in Vertretung von Michael Gahler), Michael Cashman (in Vertretung von 
Véronique De Keyser), Gerard Collins (in Vertretung von Jean-Charles Marchiani), 
Gianfranco Dell'Alba (in Vertretung von Emma Bonino, gemäß Artikel 153 Absatz 2 der 
Geschäftsordnung)), Rosa M. Díez González, Olivier Dupuis (in Vertretung von Francesco 
Enrico Speroni), Glyn Ford, Gerardo Galeote Quecedo, Jas Gawronski, Vitaliano Gemelli (in 
Vertretung von Franco Marini), Klaus Hänsch, Richard Howitt, Ulpu Iivari (in Vertretung von 
Magdalene Hoff), Joost Lagendijk, Catherine Lalumière, Armin Laschet, Cecilia Malmström, 
Hugues Martin, Miguel Angel Martínez Martínez  (in Vertretung von Emilio Menéndez del 
Valle), Edward H.C. McMillan-Scott (in Vertretung von David Sumberg), Philippe Morillon, 
Pasqualina Napoletano, Raimon Obiols i Germà, Arie M. Oostlander, Doris Pack  (in 
Vertretung von Alfred Gomolka), Jacques F. Poos, Lennart Sacrédeus  (in Vertretung von 
Ilkka Suominen), José Ignacio Salafranca Sánchez-Neyra, Jürgen Schröder, Elisabeth 
Schroedter, Ioannis Souladakis, Ursula Stenzel, Hannes Swoboda, Charles Tannock, Bob van 
den Bos, Demetrio Volcic, Karl von Wogau, Jan Marinus Wiersma und Matti Wuori.

Die Stellungnahme des Ausschusses für Industrie, Außenhandel, Forschung und Energie ist 
diesem Bericht beigefügt.

Der Bericht wurde am 2. Februar 2004 eingereicht.
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VORSCHLAG FÜR EINE EMPFEHLUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS 
AN DEN RAT

über die Politik der EU gegenüber dem Südkaukasus
(2003/2225(INI))

Das Europäische Parlament,

– in Kenntnis des Vorschlags für eine Empfehlung an den Rat von Per Gahrton im Namen 
der Verts/ALE-Fraktion zu der Politik der EU gegenüber dem Raum am südlichen 
Kaukasus (B5-0429/2003),

– unter Hinweis auf die Gemeinsame Aktion des Rates vom 7. Juli 2003 zur Ernennung 
eines Sonderbeauftragten der EU für den Südkaukasus,

– unter Hinweis auf die Partnerschafts- und Kooperationsabkommen mit Armenien, 
Aserbaidschan und Georgien,

– unter Hinweis auf das Programm der Europäischen Union zur Verhütung gewaltsamer 
Konflikte, das vom Europäischen Rat in Göteborg 2001 bestätigt wurde,

– unter Hinweis auf die Gemeinsame Aktion des Rates vom 25. Juni 2003 betreffend einen 
Beitrag der Europäischen Union zum Konfliktbeilegungsprozess in Georgien/Südossetien,

– unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen, die die OSZE auf ihrem Gipfel in Istanbul 
angenommen hat,

– unter Hinweis auf die jüngsten Parlaments- und Präsidentschaftswahlen in Armenien und 
Aserbaidschan,

– in Kenntnis der Veränderungen in Georgien im November 2003 („Rosenrevolution“) mit 
einem neuen Präsidenten, der Regierungsbildung vom 25. Januar 2004 und den bald zu 
erwartenden Parlamentswahlen,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 20. November 2003 zur neuen 
Nachbarschaftspolitik angesichts eines größeren Europa1,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 18. Januar 2001 zum Visa-Zwang der 
Russischen Föderation für Georgien2 ,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 11. März 1999 zur Unterstützung des 
Friedensprozesses in der Kaukasus-Region3,

– unter Hinweis auf den Bericht vom 4. April 2003 über die Reise seiner Ad-hoc-Delegation 

1 P5_TA-PROV(2003)0520
2 ABl. C 262 vom 18.9.2001, S. 259.
3 ABl. C 175 vom 21.6.1999, S. 251.
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nach Abchasien/Georgien1,

– unter Hinweis auf die jüngsten Parlaments- und Präsidentschaftswahlen Armenien, 
Aserbaidschan und Georgien,

– gestützt auf Artikel 49 Absatz 3 und Artikel 104 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten, 
Menschenrechte, gemeinsame Sicherheit und Verteidigungspolitik und der Stellungnahme 
des Ausschusses für Industrie, Außenhandel, Forschung und Energie (A5-0052/2004),

A. in der Erwägung, dass die Länder des südlichen Kaukasus (Armenien, Aserbaidschan, 
Georgien) alle Mitglieder des Europarates und der OSZE sind, und dass dadurch ihr 
gemeinsames Schicksal mit Europa besonders zum Ausdruck kommt,

B. in der Erwägung, dass der Südkaukasus die Brücke zwischen Europa und Mittelasien 
darstellt und künftig eine Nachbarregion der erweiterten EU sein wird; in der Erwägung, 
dass die Länder dieser Region einer Partnerschaft zum gegenseitigen Nutzen mit der EU 
positiv gegenüberstehen,

C. in der Erwägung, dass diese Länder wiederholt ihre Sympathie für Europa bekundet und 
großes Interesse daran gezeigt haben, der Union näher zu kommen, um langfristig einen 
Beitrittsantrag stellen zu können; in der Erwägung, dass die Wiederaufnahme der 
regionalen Zusammenarbeit als wesentlicher Schritt in diese Richtung zu betrachten ist,

D. in der Erwägung, dass auf Jahre des Krieges und der Unruhen eine Zeit dauerhafter 
Instabilität in der Region gefolgt ist; in der Erwägung, dass bisher nur wenige Fortschritte 
in den Bereichen Aufbau staatlicher Strukturen, Demokratisierung, Konsolidierung der 
Rechtsstaatlichkeit, Gewährleistung der Religionsfreiheit und Wirtschaftsreformen erzielt 
wurden, und die Region weiterhin Gefahr läuft, in eine negative Spirale der Unsicherheit 
und des Konflikts hineingezogen zu werden, die eine nachhaltige Entwicklung verhindert 
und politische Reformen beeinträchtigt,

E. in der Erwägung, dass die Tatsache, dass die Konflikte und Spannungen zwischen diesen 
drei Ländern anhalten, weitere europäische Ambitionen blockiert,

F. in der Erwägung, dass Sorge hinsichtlich der fehlenden Achtung der demokratischen 
Werte, der Rechtsstaatlichkeit und der Grundrechte in der Region besteht und dass 
weitergehende Reformen in Verwaltung und Politik nötig sind, um weitere Stabilität zu 
gewährleisten,

G. in der Erwägung, dass bei den Wahlen, die 2003 in den drei Ländern stattgefunden haben, 
vielfach Unregelmäßigkeiten zu verzeichnen waren, weshalb die Beobachter der OSZE, 
des Europarates und der EU zu der Einschätzung kamen, dass die Wahlen nicht den 
internationalen Standards entsprachen,

H. in der Erwägung, dass die jüngsten Präsidentschaftswahlen in Georgien, die nach 

1 PE 331.196
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Einschätzung internationaler Beobachter eine Verbesserung gegenüber vorangegangenen 
Wahlen darstellten, gezeigt haben, dass die neue politische Führung der Landes der 
Demokratie verpflichtet ist,

I. in der Erwägung, dass die jüngsten Ereignisse wieder einmal gezeigt haben, dass die 
georgischen Institutionen noch nicht stabil sind und dass ein Plan für die Festigung der 
Demokratie sowie die Einleitung des Versöhnungsprozesses zwischen allen Teilen der 
georgischen Gesellschaft dringend notwendig ist,

J. in der Erwägung, dass die Bedingungen geschaffen werden müssen, die zu dauerhafter 
demokratischer Stabilität im Südkaukasus führen und dass die wirtschaftliche 
Entwicklung und die grenzüberschreitende Zusammenarbeit angekurbelt werden müssen; 
in der Erwägung, dass diese Aufgabe nicht ohne substantielle internationale politische, 
diplomatische und wirtschaftliche Unterstützung ausgeführt werden kann,

K. in der Erwägung, dass sich der Friedensprozess in Abchasien, Südossetien und Nagorny-
Karabach zur Zeit in einer Sackgasse befindet und dass dies das Haupthindernis für die 
Wiederaufnahme des Dialogs und die Entwicklung einer echten regionalen 
Zusammenarbeit ist, 

L. in der Erwägung, dass Russland in allen drei Konfliktregionen einen maßgebenden 
Beitrag zu den Bemühungen um eine friedliche und dauerhafte Konfliktbeilegung leisten 
kann; in der Erwägung, dass insbesondere ohne eine politische Beendigung des Krieges in 
Tschetschenien eine Stabilisierung des Kaukasus nicht zu erreichen sein wird,

M. in der Erwägung, dass die EU auf dem jüngsten OSZE-Ministertreffen bekräftigt hat, dass 
bald eine Vereinbarung zwischen beiden Seiten über die Dauer und die Modalitäten für 
die Existenz der russischen Militärstützpunkte auf georgischem Gebiet erzielt werden 
muss,

N. in der Erwägung, dass Konflikte in der Region Hunderttausende von Menschen aus ihren 
Häusern vertrieben haben, und nicht alle den Status eines Flüchtlings oder eines 
Binnenvertriebenen erhalten haben; in der Erwägung, dass viele von ihnen dringend der 
Unterstützung bedürfen, um zu gewährleisten, dass ihre grundlegenden Bedürfnisse 
befriedigt werden, sowie unter Hinweis auf die Notwendigkeit, dass ihre Kinder in ihrer 
Muttersprache Zugang zur Bildung erhalten,

O. in der Erwägung, dass die humanitäre Hilfe der EU für die Region in den vergangenen 
Jahren erheblich zurückgegangen ist, obwohl weiterhin Lebensmittel, gesundheitliche 
Betreuung und Erzeugnisse des Grundbedarfs für Binnenvertriebene (Internally Displaced 
Persons – IDP) und Flüchtlinge sowie die Menschen, die indirekt in Spannungsgebieten 
wohnen, gebraucht werden; in der Erwägung, dass 2002 keine humanitäre Hilfe für 
Binnenvertriebene und Flüchtlinge in Aserbaidschan geleistet wurde,

P. in der Erwägung, dass die Frage der Schließung des Atomkraftwerks Medzamor, das in 
einem erdbebengefährdeten Gebiet in Armenien errichtet wurde, eine besonders heikle 
Angelegenheit ist, weil in der Region, auch auf Grund der Blockade durch die Türkei und 
Aserbaidschan, Stromknappheit herrscht und zuvor eine alternative Energieversorgung 
aufgebaut werden muss; ferner in der Erwägung, dass ein effizienter regionaler 
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Energiemarkt entwickelt werden muss, dass die Effizienz des Stromnetzes zu verbessern 
ist und dass eine Politik des Energiesparens nötig ist,

Q. in der Erwägung, dass der Südkaukasus auf Grund seiner geografischen Lage einen 
größeren Beitrag zur Stärkung der internationalen Sicherheit leisten kann; in der 
Erwägung, dass die Anfälligkeit der südkaukasischen Staaten für die Gefahr des Exports 
von Instabilität aus benachbarten Regionen wachsen wird, wenn der Südkaukasus bei den 
sich entwickelnden Netzwerken der gegenseitigen Abhängigkeit und der Kooperation 
außen vor gelassen wird,

R. in der Erwägung, dass die EU erhebliche Unterstützung für die Staaten des südlichen 
Kaukasus leistet, und zwar in Form von Zuschüssen für die Durchführung wichtiger 
Verkehrs-, Energie- und Telekommunikationsvorhaben, sowie Unterstützung bei den 
Strukturreformen; jedoch in der Erwägung, dass sie leider noch keine ambitionierte 
Strategie in bezug darauf ausgearbeitet hat, dass diese drei Länder bislang von der 
Initiative „Erweitertes Europa - Neue Nachbarschaft“ ausgeschlossen sind,

S. in der Erwägung, dass die Bedeutung der Region für die Energieversorgung der EU, den 
weltweit größten Importeur von Erdgas und Erdöl, im kommenden Jahrzehnt weiter 
wachsen wird,

T. in der Erwägung, dass die Hilfsprogramme INOGATE und TRACECA von wesentlicher 
Bedeutung für die Förderung der Entwicklung der wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit 
und zwischen den Kaukasusländern sind,

U. in Erwägung der Kritik der internationalen Bürgergesellschaft an dem Projekt einer 
Pipeline Baku-Tbilissi-Ceyhan, 

V. in der Erwägung, dass Formen der regionalen Zusammenarbeit wie beispielsweise 
GUUAM und WZSM, die einzige Organisation, in der die drei Länder Georgien, 
Armenien und Aserbaidschan regelmäßig zusammenkommen und Kontakte unterhalten, 
Form annehmen, dass jedoch Länder, die teilnehmen könnten, auf Grund bestehender 
Konflikte ausgeschlossen werden; in der Erwägung, dass die EU Möglichkeiten finden 
sollte, diese Formen der regionalen Zusammenarbeit gebührend zu unterstützen,

W. in der Erwägung, dass die EU über ein großes Potential verfügt, eine konstruktive Rolle in 
der Region zu spielen, einmal als Zivilmacht, mit Erfahrungen bei der erfolgreichen 
Verwendung wirtschaftlicher Anreize im Zusammenhang mit politischen und 
diplomatischen Initiativen, und als Akteur mit der Fähigkeit, zusammen mit anderen 
wichtigen internationalen Akteuren Verantwortung zur Förderung des Friedens und der 
Sicherheit in der Region zu übernehmen,

X. in der Erwägung, dass die EU verstärkt eine Rolle im Südkaukasus spielen muss, 
insbesondere im Bereich der Konfliktbewältigung, der politischen und wirtschaftlichen 
Reformen und der Zusammenarbeit zwischen den Regionen, 

1. richtet folgende Empfehlungen an den Rat:

– den Frieden und den Prozess der Stabilisierung im Raum des südlichen Kaukasus zu 
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fördern und sich intensiver um die Förderung der Demokratisierung und der 
Wirtschaftsreform in der Region zu bemühen, und zwar durch die Schaffung stärkerer 
Anreize zur Reform und zur Zusammenarbeit zwischen den Konfliktparteien;

– den hoffnungsvollen Aufbruch in Georgien mit Demokratisierungsprogrammen zu 
unterstützen;

– die Kommission aufzufordern, die Hilfsprogramme der EU zu stärken; einen Dialog mit 
der Türkei über die politischen Maßnahmen und Aktionen der Türkei und der EU in dieser 
Region zu führen;

– die Türkei in diesem Zusammenhang aufzufordern, den Verpflichtungen, die mit ihrem 
Kandidatenstatus einhergehen, voll gerecht zu werden und die notwendigen Schritte zu 
unternehmen, um gutnachbarschaftliche Beziehungen zu den Ländern der Region 
herzustellen, insbesondere mit Blick auf die Abschaffung der Handelsbeschränkungen und 
die schrittweise Öffnung der Grenzen zu Armenien; das Europäische Parlament bekräftigt 
den in seiner Entschließung vom 18. Juni 1987 zur politischen Lösung der armenischen 
Frage vertretenen Standpunkt;

– Maßnahmen im Anschluss an die vom Europäischen Parlament geforderte Ernennung 
eines Sonderbeauftragten der EU für den Südkaukasus zu ergreifen und ihn in diesem 
Zusammenhang mit allen erforderlichen Mitteln auszustatten, damit seine Tätigkeit 
Wirkung erzielt und sichtbar ist und ihm dadurch ermöglicht wird, sowohl zur Umsetzung 
der politischen Ziele der EU in der Region als auch zur Annäherung der Politik der drei 
Staaten der Region mit dem Ziel der Herausbildung einer gemeinsamen Sicht der ihnen 
gemeinsamen Probleme beizutragen;

– das Europäische Parlament durch den Sonderbeauftragten der EU regelmäßig über die 
Entwicklungen in der Region und über seine Tätigkeit zu informieren; seine regelmäßigen 
Berichte sowie der umfassende schriftliche Abschlussbericht bei Beendigung seines 
Mandats, die im Rahmen der Gemeinsamen Aktion vorgesehen sind, sollten dem 
Europäischen Parlament ebenfalls vorgelegt werden;

– die Mitgliedstaaten, die an der Lösung von Konflikten in der Region beteiligt sind, 
aufzufordern, aktiv mit dem Sonderbeauftragten der EU zusammenzuarbeiten;

– der Region des südlichen Kaukasus einen klar festgelegten Status im Rahmen der Politik 
in Bezug auf eine neue Nachbarschaftspolitik angesichts eines größeren Europa zu geben, 
in Übereinstimmung mit dem Grundsatz, neue Trennungslinien in Europa zu vermeiden, 
um die Länder in der Region dazu zu ermuntern, ihre politischen und wirtschaftlichen 
Reformen voranzutreiben, und gleichzeitig das Bestreben der EU zu bekräftigen, ihre 
politische Rolle und ihre Beiträge zur Konfliktbewältigung in der Region zu verstärken;

– dennoch zu berücksichtigen, dass die Annäherung der südkaukasischen Länder, die 
Mitglieder des Europarates sind, deren langfristige europäische Perspektive bereits 
wiederholt bekräftigt wurde, an die EU über die Sorgen bezüglich der Konfliktlösung 
hinaus die Schaffung eines demokratisches Raums der Stabilität, des Wohlstands und der 
gutnachbarschaftlichen Beziehungen ermöglichen wird;
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– die Grundsätze des freien Handels, sowohl innerhalb der Region als auch mit der EU, als 
wesentliches Ziel bei der Entwicklung der Beziehungen zur Region Südkaukasus sowie 
der Nachbarländer beizubehalten;

– sicherzustellen, dass die Reform der Finanzprotokolle nicht dazu führt, dass dringend 
benötigte Hilfe und Unterstützung nicht geleistet wird;

– die Kommission aufzufordern, das UNDP-Antidrogenprogramm für den Südkaukasus 
weiter zu unterstützen, das von großer Bedeutung für die sozialökonomische und 
politische Stabilität im Südkaukasus ist;

– die Organisation für die Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) und die 
Vereinten Nationen in ihren Bemühungen zu unterstützen, die bereits seit langem in der 
Region schwelenden Konflikte zu lösen;

– an alle Länder in der Region zu appellieren, die Bemühungen um eine Annäherung der 
drei Staaten nicht dadurch zu blockieren, dass sie die Lösung des Nagorny-Karabach-
Konflikts als Vorbedingung dazu verlangen;

– gemeinsam mit der Kommission für den uneingeschränkten Einsatz der 
Gemeinschaftsinstrumente zur Konfliktverhütung zu sorgen, unter besonderer 
Berücksichtigung der humanitären Hilfe für Binnenvertriebene und Flüchtlinge, 
Entminung, Lebensmittelsicherheit, Wasserversorgung und Umweltschutz, wobei die 
Neuschaffung bereits bestehender internationaler Mechanismen zur Konfliktbewältigung 
und Versöhnung zu vermeiden ist; das Europäische Parlament betont, dass bestehende 
Vereinbarungen und Verpflichtungen in bezug auf Konfliktgebiete und 
Sicherheitsbestimmungen eingehalten werden müssen;

– die Frage der drei Friedensprozesse im Südkaukasus sowie die Zukunft der Region in die 
Entwicklung der Partnerschaft zwischen der EU und Russland einzubeziehen, um die 
erforderliche Dynamik schaffen zu können, damit ein Ausweg aus der derzeitigen 
Sackgasse gefunden wird und damit Russland in eine langfristige Politik des 
Konfliktmanagement eingebunden wird; das Europäische Parlament lehnt die jüngsten 
Erklärungen des russischen Präsidenten Putin und des Außenministers Iwanow ab, 
wonach Russland sich die Option vorbehält, im Falle der Gefahr präventive Maßnahmen 
in den angrenzenden Staaten durchzuführen;

– die Russische Föderation dringend aufzufordern, ihre auf dem OSZE-Gipfel in Istanbul im 
Jahr 1999 eingegangenen Verpflichtungen betreffend die Verringerung der Zahl und den 
Abzug der russischen Truppen aus Georgien einzuhalten und zur Kenntnis zu nehmen, 
dass der betreffende Staates unbedingt seine Einwilligung zur Präsenz von ausländischen 
Militärstützpunkten auf seinem Staatsgebiet geben muss; das Europäische Parlament weist 
die Regierung von Georgien darauf hin, dass frühzeitig Maßnahmen getroffen werden 
müssen, um die sozialen und wirtschaftlichen Folgen der Auflassung der russischen 
Militärstützpunkte einzugrenzen;

– mit den TACIS-Demokratieprogrammen der Kommission für die Region, insbesondere im 
Hinblick auf die Festigung der demokratischen Institutionen, die Entwicklung und 
Stärkung der Bürgergesellschaft und die Unterstützung unabhängiger Medien zu 
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verstärken;

– den Behörden der Aseris gegenüber Sorge über die Menschenrechtssituation und die 
Freiheit der Medien im Land zum Ausdruck zu bringen; insbesondere die Behörden der 
Aseris sowie die zuständigen Behörden aufzufordern, eine vollständige, transparente und 
gründliche Untersuchung der Ereignisse nach den Präsidentschaftswahlen am 15. Oktober 
2003 vorzunehmen;

– auf Vorschlag des Europäischen Parlaments einen Stabilitätspakt für den südlichen 
Kaukasus zu entwickeln, unter Berücksichtigung der Erfahrungen mit dem Stabilitätspakt 
für Südosteuropa; ein solcher Pakt sollte auch die Nachbarstaaten und andere wichtige 
Akteure in der Region umfassen, und Regionen, die die Loslösung von ihrem Staat 
anstreben, sollten in geeigneter Weise daran beteiligt werden;

– im Rahmen des vorgeschlagenen Stabilitätspakts die wirtschaftliche Zusammenarbeit in 
folgenden Bereichen zu fördern: Beseitigung der Handelsschranken, Entwicklung von 
Energie-, Verkehrs- und Kommunikationsnetzen, Verbesserung der Freizügigkeit für 
Personen, Verbesserung des Grenzschutzes, Maßnahmen gegen grenzüberschreitende 
Kriminalität und Zusammenarbeit in Umweltfragen; das Europäische Parlament ist der 
Auffassung, dass Fortschritte einerseits in diesen Bereichen und andererseits in 
unmittelbaren Sicherheitsfragen einander bedingen können;

– die Kommission aufzufordern, Partnerschaftsprogramme zwischen Nagorny Karabach, 
Südossetien und Abchasien einerseits und den Regionen mit einem Sonderstatus in den 
EU-Ländern andererseits einzuführen, um Erfahrungen auszutauschen und konkrete 
Lösungen zu finden, die dem Grundsatz der territorialen Integrität der betroffenen Länder 
sowie dem Recht der Minderheiten auf Selbstbestimmung Rechnung tragen;

– die Entwicklungen in Georgien gemeinsam mit der Kommission aufmerksam zu 
verfolgen, der Regierung sämtliche benötigte finanzielle und technische Unterstützung zu 
gewähren, um die Institutionen zu unterstützen, zu stabilisieren und wiederaufzubauen, 
eine Strategie für Reformen festzulegen und die bevorstehenden Wahlen vorzubereiten, 
insbesondere die Wiederholung der Parlamentswahlen im Frühling;

– die drei Länder, Armenien, Aserbaidschan und Georgen, die ausländische Investitionen 
für ihre Entwicklung benötigen, aufzufordern, einen starken und transparenten 
Rechtsrahmen zu schaffen, der gewährleistet, dass solche Investitionen getätigt werden, 
und derartige Initiativen der Länder uneingeschränkt zu unterstützen;

– dafür zu sorgen, dass die Europäische Investitionsbank auch Darlehen an die Länder des 
Südkaukasus vergibt, insbesondere für Projekte zur Unterstützung kleiner und mittlerer 
Unternehmen, sowie für nachhaltige Investitionen in die Infrastrukturen;

– die Kommission aufzufordern, der Stärkung der Programme für die Zulassung von 
Studenten der drei südkaukasischen Länder zu Universitäten und Hochschulen der 
Europäischen Union Vorrang zu geben;

– spezifische Instrumente für die Zusammenarbeit mit den südkaukasischen Ländern im 
Rahmen des mit diesen Ländern geschlossenen Partnerschafts- und 
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Kooperationsabkommens in den Bereichen Kultur und Wissenschaft zu schaffen; ist 
deshalb der Auffassung, dass beispielsweise die Einbindung der EU in das armenische 
Synchrotron-Projekt CANDEL ein Signal für die Unterstützung dieses Vorhabens setzen 
könnte, das vor allem europäische Wissenschaftlerteams betrifft;

– zu berücksichtigen, wie wichtig es ist, dass die EU weiterhin die Wiederherstellung der 
Energie-, Verkehrs- und Kommunikationsnetze in der Region unterstützt;

– die finanzielle Unterstützung des Ausbaus des Energieversorgungssystems in der Region 
in Erwägung zu ziehen, insbesondere im Hinblick auf Armenien und Georgien, und dabei 
insbesondere für das Kernkraftwerk Medzamor die bislang verfolgte Politik der EU in 
bezug auf die Atomreaktoren sowjetischer Bauart in Litauen, der Slowakei und Bulgarien 
zu berücksichtigen;

– die strategische Bedeutung der Baku-Tbilisi-Ceyhan-Pipeline voll und ganz zu 
berücksichtigen und die betroffenen Länder mit Nachdruck aufzufordern, auf dieses 
Vorhaben die Standards der EU-Richtlinie über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
anzuwenden; ferner alle Schritte zu vermeiden, die dazu führen könnten, dass die 
Bedingungen für weitere Instabilität und Unsicherheit in der Region geschaffen werden; 
das Europäische Parlament weist darauf hin, dass beim Bau der Pipeline Maßnahmen der 
Sicherheit und Terrorbekämpfung besonders beachtet werden müssen;

– die Staaten der Region aufzufordern, eine offene Zusammenarbeit zu fördern und dabei 
keinen Staat auszuschließen, wenn es um die Nutzung der Energieressourcen und die 
Trasse für die Pipelines geht, um wirksam zur Wiederherstellung der Stabilität in der 
Region beizutragen;

– im Hinblick auf den Transport von Erdöl die Kommission und die Mitgliedstaaten 
aufzufordern, sich dafür einzusetzen, dass von Häfen des Kaspischen und des Schwarzen 
Meers aus keine Einhüllen-Tanker die dortigen Gewässer befahren und die im Dezember 
beschlossene Änderung des MARPOL-Abkommens, die eine Übergangsfrist bis 2010 
vorsieht, noch zu verschärfen, beispielsweise dadurch, dass die Mitgliedstaaten bei der 
IMO den Antrag einbringen, das Kaspische Meer und das Schwarze Meer zu besonders 
sensiblen Gebieten zu erklären;

– die Entwicklung und die Stabilität in Armenien, Aserbaidschan und Georgien zu fördern 
und jegliche Einmischung in Konflikte zu unterlassen, die auf der Bedeutung des Erdöls 
für die Region beruhen;

– seine Sorge über die jüngste Entscheidung der Russischen Förderation zum Ausdruck zu 
bringen, ohne Konsultation der georgischen Regierung Visaerleichterungen für die Bürger 
von Adscharien einzuführen, sowie in bezug auf kürzlich getroffene Festlegungen, die 
Verfahren für die Verleihung der russischen Staatsangehörigkeit an Bürger von Abchasien 
und Adscharien zu beschleunigen;

– eine globale Lösung des Flüchtlingsproblems zu erreichen, da alle Staaten der Region 
davon betroffen sind;

– der Schaffung der notwendigen Voraussetzungen für eine Rückkehr der 



RR\522706DE.doc 13/23 PE 329.338

DE

Binnenvertriebenen in den Bezirk Gali in Abchasien in Sicherheit und Würde hohe 
Priorität beizumessen; die Pflicht aller Beteiligten mit Nachdruck hervorzuheben, 
zusammenzuarbeiten, um dies zu ermöglichen;

– den Plan, der das erste Maßnahmenpaket für die Beilegung des Konflikts und die 
Herstellung der Zusammenarbeit darstellt, politisch und finanziell zu unterstützen, in dem 
der Rückzug der armenischen Armee aus fünf besetzten Gebieten von Aserbaidschan 
(Fisuli, Dschebrail, Zangilan, Gubadly und Agdam) vorgesehen ist, in Verbindung mit der 
Wiederherstellung der Eisenbahnlinie Baku-Nachitschewan-Jerewan, womit der 
Wiederaufbau in diesen Regionen und die Schaffung der Voraussetzungen für die 
Rückkehr der vertriebenen Aseris in ihre Heimatgebiete ermöglicht wird;

– mehrere Ratsvorsitze umfassende Programme für die Zusammenarbeit in den Bereichen 
Justiz und Inneres mit den Staaten des Südkaukasus zu entwickeln, wobei Nachdruck auf 
die Bekämpfung des Terrorismus, des organisierten Verbrechens, des Drogenhandels, des 
Kleinwaffenhandels, der Entführungen und anderer krimineller Aktivitäten zu legen ist, 
die sich in erheblichem Maße destabilisierend auswirken und zu Unsicherheit und zur 
Schwächung des Staates und der sozialen Strukturen führen;

– zu begrüßen, dass einige Mitgliedstaaten Unterstützung in Bereichen bereitstellen wie 
Stärkung des Grenzschutzes, Steuererhebung, Zoll und Bekämpfung von Korruption und 
Terrorismus; ist der Auffassung, dass die Mitgliedstaaten, die vor kurzem selbst 
Erfahrungen mit dem Übergang zur Demokratie und zu einer funktionierenden 
Marktwirtschaft gemacht haben, besonders wertvolle Hilfe und Beratung anbieten 
können; fordert, dass dieses Potential genutzt wird;

– den Ländern vor Augen zu führen, dass die flexiblen Mechanismen des Kioto Protokolls 
ihnen dabei helfen können, Investitionen und Modernisierungen durchzuführen;

– den drei Republiken des Südkaukasus, insbesondere Aserbaidschan und Georgien, die 
gegenseitige Immunitätsvereinbarungen mit den USA geschlossen haben, in Erinnerung 
zu rufen, dass die Unterstützung des Internationalen Strafgerichtshofs ein wichtiges 
Element der Zusammenarbeit mit der EU ist;

2. beauftragt seinen Präsidenten, diese Empfehlung dem Rat und, zur Information, der 
Kommission, den Vereinten Nationen, der OSZE, dem Europarat sowie den Regierungen 
und Parlamenten Armeniens, Aserbaidschans, Georgiens, Russlands, der Türkei und des 
Iran zu übermitteln.
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BEGRÜNDUNG

Perspektiven einer demokratischen Entwicklung im Südkaukasus

Dieses Jahr fanden in allen drei südkaukasischen Ländern (Armenien, Aserbaidschan und 
Georgien) Wahlen statt (Präsidentschafts- und Parlamentswahlen in Armenien, 
Präsidentschaftswahlen in Aserbaidschan, Parlamentswahlen in Georgien). Am 2. November 
2003 entsandte das Europäische Parlament eine Ad-hoc-Delegation zur Beobachtung der 
Parlamentswahlen in Georgien. Der Berichterstatter war Mitglied der Delegation. 
Internationale Beobachter äußerten in mehrerer Hinsicht ihre Besorgnis im Hinblick auf die 
Durchführung der Wahlen in allen drei Ländern. 

Während einer Fact-Finding-Mission vom 11. bis 15. November 2003 hatte der 
Berichterstatter Gelegenheit, mit den Vertretern der drei Regierungen sowie der wichtigsten 
Oppositionsparteien und nichtstaatlichen Organisationen zusammenzutreffen, darunter mit 
dem aserbaidschanischen Präsidenten Alijew und dem armenischen Präsidenten Kocharian 
sowie ihren wichtigsten politischen Gegnern, Herrn Gambar bzw. Herrn Demertjian. Am 
14. November war der Berichterstatter Zeuge einer großen Demonstration in Tbilissi vor dem 
Parlament. Er hörte ebenfalls die Anmerkungen der wichtigsten Oppositionsführer.

Es wird ein überwältigender Eindruck eines Klimas des Misstrauens zwischen den politischen 
Fraktionen und den Parteien in allen drei Ländern vermittelt. Die Meinung, die die größten 
politischen Parteien in normalen Demokratien vertreten, wonach Politik nach vereinbarten 
Regeln und Fair Play stattfindet, gilt im Südkaukasus nicht. Die Oppositionsparteien und die 
Präsidentschaftskandidaten, die die Wahlen verloren haben, sind überzeugt, dass sie als Sieger 
aus diesen Wahlen hervorgegangen wären, wenn die Kampagne und die Wahlen nicht durch 
Unregelmäßigkeiten und regelrechten Betrug durch die Regierungen und die 
regierungsfreundlichen Kreise beeinträchtigt worden wären. Die Vertreter der Regierung 
räumen technische und verwaltungstechnische Schwierigkeiten ein, weisen jedoch die 
Anschuldigungen des absichtlichen Betrugs oder der Belästigung der Opposition weit von 
sich und behaupten, dass jede unbeabsichtigte Unregelmäßigkeit die Wahlen nur am Rande 
beeinflusst haben könnte. Die Regierungen und die Präsidenten halten sich für mit Recht und 
rechtmäßig gewählt; sie tun die kritischen Oppositionsparteien und nichtstaatlichen 
Organisationen als schlechte Verlierer und Unruhestifter ab, die die Perspektiven für Stabilität 
und Entwicklung ihrer Länder gefährden.

Die Situation ist äußerst gefährlich. Das demokratische Defizit, die weit verbreitete Armut 
(trotz ermutigender Wachstumszahlen in den letzten Jahren), eine blühende Korruption, 
zusammen mit zahlreichen ungelösten ethnischen/territorialen Konflikten (Abchasien, 
Südossetien, nach Nagorny-Karabach), sowie der zunehmende Wettbewerb zwischen 
Nachbarn und Supermächten um Einfluss an diesem strategisch sensiblen Knotenpunkt 
zwischen Europa und Asien, zwischen Zivilisationen, Religionen und ethnischen Gruppen 
machen in den Südkaukasus leider zu einem Pulverfass, dass der internationalen 
Unterstützung bedarf, wenn es den Weg hin zu Demokratie, Menschenrechten, Frieden, 
wirtschaftlicher Entwicklung und sozialer Gerechtigkeit finden soll. 

Eine aktivere Rolle der EU ist wünschenswert

In den Regierungen und den meisten politischen Fraktionen besteht ein deutliches Interesse an 
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einem stärkeren Engagement der Europäischen Union und an intensiveren bilateralen 
Beziehungen, einschließlich einer vollen Mitgliedschaft in der Zukunft. Die EU könnte 
möglicherweise Bemühungen zur Wiedereinleitung des Friedensprozesses mit dem Angebot 
einer verstärkten Unterstützung für interne Reformen in den Ländern und intensivierte 
Handelsbeziehungen mit der Region kombinieren. Derzeit sind der EU offenbar weder ihre 
Sicherheitsinteressen in Bezug auf den Südkaukasus noch die Vorteile intensiverer 
wirtschaftlicher Beziehungen wichtig genug, um sich hier stärker zu engagieren.

Dies hat unter den politischen Akteuren in der Region allgemein zu Enttäuschung geführt. 
Mehrere hochrangige Politiker unterschiedlicher politischer Zugehörigkeit haben dem 
Berichterstatter mitgeteilt, dass sie eine verstärkte Tätigkeit der EU begrüßen würden, um 
weitere externe Einflussnahmen auszutarieren. Dies würde es ebenfalls erleichtern, 
Kompromisslösungen für schwierige Friedensprozesse zu erzielen, da diese von der 
Öffentlichkeit eher akzeptiert werden, wenn sie als Teil einer nationalen Strategie gesehen 
würden, um Europa näher zu kommen.

Derzeitige Aktuelle Politik der EU gegenüber der Region

Der Rat hat bereits wiederholt erklärt, die EU sei bereit, eine aktivere Rolle im Südkaukasus 
zu übernehmen. Der Berichterstatter nimmt mit Zufriedenheit zur Kenntnis, dass der 
Vorschlag, den er in seinem vorigen Bericht gemacht hat, nämlich einen Sonderbeauftragten 
der EU für die Region zu benennen, mit der Ernennung des finnischen Diplomaten Heikki 
Talvitie umgesetzt wurde. Heikki Talvitie hat Erfahrungen mit der Region, da er zwischen 
1995 und 1996 Ko-Vorsitzender der OSZE-Konferenz von Minsk über die Nagorny-
Karabach-Frage war. 

Diese Entscheidung ist zweifelsohne positiv und wird die EU in die Lage versetzen, sich 
gemeinsam mit anderen internationalen Akteuren aktiver an der Konfliktlösung zu beteiligen. 
Die Präsenz der EU im Südkaukasus wird so verstärkt und sichtbarer gemacht. Es sind jedoch 
noch weitere Bemühungen erforderlich, um eine umfassende Politik der EU gegenüber dieser 
Region in die Wege zu leiten.

In seiner Entschließung vom 28. Februar 2002 zum Südkaukasus forderte das Parlament die 
EU auf, sich um die „Schaffung eines Rahmens für Sicherheit und Zusammenarbeit, sowohl 
zwischen den drei Ländern der Region als auch zwischen diesen Ländern und benachbarten 
Ländern“ zu bemühen. Es war der Ansicht, dass Lehren aus der Erfahrung mit dem 
Stabilitätspakt für Südosteuropa gezogen werden könnten.

Die EU hat vor Kurzem ihre Forderung nach der Schließung des Atomkraftwerks Medzamor 
aus Sicherheitsgründen wiederholt; Armenien hat dies jedoch abgelehnt und beabsichtigt, das 
Atomkraftwerk weiter zu betreiben, bis das Land über alternative Energieressourcen verfügt. 
Auch wenn das Bestreben Armeniens, einen Zugang zu ausreichender Stromversorgung zu 
gewährleisten, verständlich und legitim ist, so besteht dennoch die Befürchtung, dass die 
bestehende Regelung voraussichtlich nicht zu einer raschen Umstellung auf nachhaltige 
Energieressourcen führen wird. Daher sollte die EU verstärkt und schneller handeln, und zwar 
auf der Grundlage der umfassenden Erfahrungen in mehreren europäischen Ländern, die 
zeigen, dass eine ausreichende Stromversorgung auch ohne Atomenergie möglich ist 
(Dänemark und andere Länder), und dass sogar ein geplanter Ausstieg aus den bestehenden 
Kernkraftsystemen möglich ist (Deutschland, Österreich, Schweden und andere Länder).
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In Zukunft wird die EU zunehmend von der Energieversorgung aus Nachbarländern abhängig 
werden1, auch aus der Region des südlichen Kaukasus. Während Aserbaidschan reich an 
Erdöl- und Erdgasvorkommen ist, sind die beiden anderen südkaukasischen Länder vor allem 
von ausländischen und fast ausschließlich russischen Lieferungen abhängig. Der derzeitige 
und künftige Bau von Pipelines wird an Armenien vorbeigehen. Dies versetzt Armenien in 
eine besonders ungünstige Lage angesichts seiner geschlossenen Grenzen zu Aserbaidschan 
und zur Türkei.

Größeres Engagement der EU- mit der Aussicht auf eine künftige Mitgliedschaft in der 
EU

Seit der Verabschiedung des Programms der EU zur Verhütung gewaltsamer Konflikte2 hat 
die Union positive Erfahrungen mit der Anwendung von Konfliktverhütungsmaßnahmen 
gemacht. Da die Region des südlichen Kaukasus von zahlreichen Konflikten gekennzeichnet 
ist, muss die Entwicklung in dieser Region eng verfolgt werden, um zu gewährleisten, dass 
frühzeitig vor einer Zunahme der Spannungen gewarnt wird. Im Übrigen sollte die EU 
verstärkt eine pro-aktive Strategie in der Region anwenden und ein breiteres Spektrum an 
bestehenden Konfliktverhütungsinstrumenten entsprechend der Mitteilung der Kommission 
über Konfliktverhütung3 anwenden. Diese Tätigkeiten sollte die bestehenden 
Konfliktlösungsmechanismen der UNO und der OSZE ergänzen und verbessern und bessere 
Bedingungen für eine wirtschaftliche Entwicklung schaffen.

Leider hat die Kommission den Südkaukasus nicht in ihre Strategie für ein größeres Europa 
einbezogen. Dies hatte zu großer Enttäuschung in der Region geführt. Die korrekte Strategie 
würde darin bestehen, den Wunsch in der Region nach engeren Beziehungen zur EU zu 
nutzen, um die Demokratie und die Menschenrechte zu fördern. Zu diesem Zweck müssen die 
drei Länder, die alle Mitglied des Europarats sind, in den Rahmen für ein größeres Europa 
einbezogen werden und das Recht erhalten, in Zukunft der EU beizutreten, wenn sie dies tun 
möchten und die Kriterien erfüllen. Genauso wie der Erweiterungsprozess für die 13 
derzeitigen Beitrittsländer zur Entwicklung von Demokratie und Menschenrechte beigetragen 
hat, könnte sich dies im Südkaukasus wiederholen. Dies setzt jedoch ein erhöhtes Interesse 
und deutliche Ziele der Institutionen der EU gegenüber Armenien, Aserbaidschan und 
Georgien voraus. Bisher war dieses Interesse nicht ausreichend.

Äußerst gefährlich: Nagorny-Karabach

Nach Auffassung des Berichterstatters ist der derzeit gefährlichste Konflikt der Nagorny-
Karabach-Konflikt. Die armenische Seite übt nicht nur einen großen Einfluss auf Nagorny-
Karabach, sondern auch auf große Bereiche im Umfeld der Enklave aus, die von einer Million 
Aseris „geräumt“ wurde als Folge einer größeren ethnischen Säuberungsaktion. Ein Teil des 
Gebiets wurde, wie der Berichterstatter feststellen konnte, rasch armenisiert und 
offensichtlich für den endgültigen Anschluss vorbereitet. Eine Fremdenverkehrskarte der 
Region, die im Hotel des Berichterstatters in Jerewan verfügbar war, wies alle von Armenien 
besetzten Gebiete als Teil Armeniens aus. Gleichzeitig geht die Geduld in Aserbaidschan zu 

1 Mitteilung der Kommission an den Rat und das Europäische Parlament über die Entwicklung einer 
Energiepolitik für die erweiterte Europäische Union, ihre Nachbarn und Partnerländer (KOM(2003) 262/2)
2 9537/1/01 REV1 vom 7. Juni 2001.
3 KOM(2001) 211.
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Ende. Nicht nur Flüchtlingsorganisationen, sondern auch Oppositionsparteien und 
Jugendliche nennen in aller Öffentlichkeit militärische Mittel als Möglichkeit, die verloren 
gegangenen Gebiete wieder zurückzugewinnen, während Präsident Alijew friedlichen Mitteln 
Priorität einräumt.

Armenien zufolge wurde im April 2001 in Key West eine Vereinbarung getroffen, die jedoch 
von Aserbaidschan abgelehnt wird1. Der nicht anerkannte Präsident von Nagorny-Karabach 
teilte dem Berichterstatter mit, dass jede verwaltungstechnische oder politische Unterordnung 
von Nagorny-Karabach unter Aserbaidschan undenkbar sei und einen „casus belli“ schaffen 
werde.

Gleichzeitig zeigen alle Seiten in privaten Diskussionen die Bereitschaft, erhebliche 
Konzessionen zu machen; in diesem Fall müssen sie jedoch den externen Druck dafür 
verantwortlich machen, um Reaktionen der Radikalen im Land zu vermeiden. Die politischen 
Führer von Nagorny-Karabach betonen, dass sie keine eingeschränkte Souveränität 
akzeptieren können, ohne über unabhängige Sitze in den Vereinten Nationen, in 
internationalen Gremien, usw. zu verfügen.

Aserbaidschan würde Teillösungen akzeptieren, beispielsweise dass Verbindungswege nach 
einem Teilrückzug Armeniens wieder geöffnet werden könnten. Einige Aseris würden einen 
Gebietsaustausch in Betracht ziehen, wobei die Teile Nagorny-Karabach, die von Armeniern 
bewohnt werden, an Armenien übergehen würden, während Aserbaidschan Schuscha und eine 
südliche Verbindung zu Nakhichewan erhalten würde. Andere Möglichkeiten des 
Austausches und Korridore werden ebenfalls in Betracht gezogen. In Armenien wird eine 
Paketlösung befürwortet, aber auch Lösungen, die einen Gebietsaustausch beinhalten, werden 
in Betracht gezogen.

Während solche Lösungen unter einem europäischen Gesichtspunkt künstlich erscheinen 
mögen und weit entfernt von offenen Grenzen und gutnachbarschaftlichen Beziehungen, die 
territorialspezifische Fragen überflüssig machen würden, muss möglicherweise akzeptiert 
werdenen, dass die Realität in der Region zur Zeit nicht mehr erlaubt. Eine Anmerkung von 
Herrn Ghukasyan, dem nicht anerkannten Präsidenten von Nagorny-Karabach, ist 
bemerkenswert. Als er sich zu dem im vorigen Bericht des Berichterstatters enthaltenen 
Vorschlag, die Erfahrung im Zusammenhang mit Åland, einem autonomen 
schwedischsprachigen Archipel innerhalb der Republik Finnland, äußerte, erklärte er, er 
würde das sehr wohl akzeptieren, er würde akzeptieren, dass Nagorny-Karabach eine 
autonome Region unter finnischer Oberhoheit sein werde!

Ein Stabilitätspakt

Es wird davon ausgegangen, dass die Zusammenarbeit im Bereich der Energie im Rahmen 
der Partnerschafts- und Kooperationsabkommen weiter ausgebaut sowie INOGATE zur 
Gewährleistung der künftigen Versorgungssicherheit der EU verbessert wird. Die EU muss 
jedoch auf der Einhaltung der Umweltstandards bestehen und die Vorhaben unterstützen, die 
der Umweltpolitik der Gemeinschaft entsprechen. Pipelinenetze sollten bestimmte Länder 
nicht ausschließen, sondern im Gegenteil dazu beitragen, die Zusammenarbeit und die 
Entwicklung zwischen den Ländern zu fördern. Zusätzliche Aufmerksamkeit sollte darauf 

1 Jahresbericht 2001 über die Tätigkeit der OSZE (1. 11. 2000 – 31. 10. 2001), vorbereitet am 26.11.2001.
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verwendet werden, zu prüfen, ob und wie die Bevölkerung vor Ort Nutzen aus diesen 
Projekten ziehen kann. 

Die EU arbeitet an einem konstruktiven und für beide Seiten vorteilhaften Dialog mit 
Russland. Sie darf es jedoch nicht versäumen, die Konflikte in der Region zur Sprache zu 
bringen. In vielen Fällen hält die Russische Föderation selbst die Fäden in der Hand, den 
Dialog zwischen den Regierungen und den nicht anerkannten Behörden der Regionen, die 
eine Loslösung anstreben, wieder in Gang zu bringen.

Die Erfahrung des Erfolgs mit dem Stabilitätspakt für Südosteuropa sollte genutzt werden, um 
eine kohärente Politik der EU für die Region fördern, die allen Partnern zum Vorteil 
gereichen würde. Der Anwendungsbereich und konkrete Maßnahmen des Stabilitätspakts 
könnten eine engere Partnerschaft in den derzeitigen Bereichen der Zusammenarbeit 
umfassen, sowie ebenfalls in neuen Bereichen, wie beispielsweise Handel, Bekämpfung der 
Korruption und des organisierten Verbrechens, Verwaltung der Grenzen und Umweltfragen.
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16. Oktober 2003

VORSCHLAG FÜR EINE EMPFEHLUNG AN DEN RAT B5-0429/2003

eingereicht gemäß Artikel 49 Absatz 1 der Geschäftsordnung

von Per Gahrton im Namen der Verts/ALE-Fraktion

zu der Politik der EU gegenüber dem Raum am südlichen Kaukasus

Das Europäische Parlament,

A. unter Hinweis auf, dass die EU sich bereit erklärt hat, in dem Raum am südlichen 
Kaukasus eine größere Rolle zu übernehmen, besonders auf dem Gebiet der 
Konfliktbeilegung, der politischen und wirtschaftlichen Reformen und der intraregionalen 
Zusammenarbeit, und dass ein Sonderbeauftragter der EU für die Länder des südlichen 
Kaukasus benannt worden ist, der die Verwirklichung der politischen Ziele der EU in 
diesem Raum zu unterstützen hat,

B. in der Erwägung, dass der Raum am südlichen Kaukasus Europa mit Zentralasien 
verbindet und künftig an die erweiterte EU angrenzen wird und dass die Staaten dieses 
Raums (Armenien, Aserbaidschan, Georgien) wohlwollend gegenüber einer für beide 
Seiten nützlichen Partnerschaft mit der EU eingestellt sind,

C. in der Erwägung, dass Verhältnisse herbeigeführt werden müssen, die eine anhaltende 
stabile Demokratie im Raum am südlichen Kaukasus bewirken, dass Anstöße zur 
wirtschaftlichen Entwicklung und zur grenzübergreifenden Zusammenarbeit gegeben 
werden müssen und dass diese Aufgabe nicht ohne wesentliche internationale 
Unterstützung auf politischer, diplomatischer und wirtschaftlicher Ebene bewältigt werden 
kann,

D. unter Hinweis darauf, dass in den letzten Jahren die Beträge der humanitären Hilfe der EU 
für diesen Raum erheblich gesunken sind, obwohl weiterhin Nahrungsmittel, 
gesundheitliche Versorgung und Erzeugnisse des Grundbedarfs für Binnenflüchtlinge und 
Flüchtlinge sowie für die Bewohner von Spannungsgebieten gebraucht werden, und dass 
außerdem im vergangenen Jahr für Binnenflüchtlinge und Flüchtlinge in Aserbaidschan 
keine humanitäre Hilfe geleistet wurde,

E. unter Hinweis darauf, dass das Problem der Stilllegung des Kernkraftwerks Medzamor in 
Armenien, das auf überaus instabilem Untergrund errichtet worden ist, wegen des 
Strommangels in diesem Raum besonders heikel ist, dass zuvor alternative 
Energieversorgung aufgebaut werden muss und dass ein funktionierender regionaler 
Energiemarkt zu schaffen ist und Verbesserungen der Effizienz des Stromnetzes und eine 
Energieeinsparpolitik notwendig sind,
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1. empfiehlt, dem Raum am südlichen Kaukasus einen festen Status im Rahmen der Politik 
erweitertes Europa / neue Nachbarschaft zu geben entsprechend dem Grundsatz der 
Verhinderung neuer Trennlinien in Europa und mit dem Ziel, den Ländern dieses Raums 
bei politischen und wirtschaftlichen Reformen voranzuhelfen, und gleichzeitig das 
Bestreben der EU zu bekräftigen, in diesem Raum ihre politische Rolle und ihre Beiträge 
zur Konfliktbeilegung zu stärken;

2. befürwortet den Gedanken der Ausarbeitung eines Stabilitätspakts für den Raum am 
südlichen Kaukasus, wobei die Lehren aus den Erfahrungen mit dem Stabilitätspakt für 
Südosteuropa zu ziehen sind; stellt fest, dass ein solcher Pakt die benachbarten Staaten 
und weitere wichtige Akteure in diesem Raum umfassen sollte und dass Regionen, die 
Loslösung von ihrem Staat anstreben, in geeigneter Weise daran beteiligt werden sollten;

3. verlangt, sich mit dem das Energieversorgungssystem in diesem Raum, insbesondere 
bezogen auf Armenien und Georgien, mit dem Ziel zu beschäftigen, diese Länder mit 
alternativen Energieressourcen zu versorgen und die Stilllegung des Kernkraftwerks 
Medzamor zu begünstigen;

4. vertritt die Auffassung, dass die Schaffung der Voraussetzungen für die Rückkehr von 
Binnenflüchtlingen und Flüchtlingen in den Bezirk Gali in Abchasien und nach Berg-
Karabach in Sicherheit und Würde hohe Priorität haben sollte; betont die Pflicht aller 
beteiligten Seiten, zusammenzuarbeiten, um dies möglich zu machen; 

5. verlangt den uneingeschränkten Einsatz der für die Gemeinschaft verfügbaren Instrumente 
der Konfliktverhütung mit Schwerpunkten bei der humanitären Hilfe für 
Binnenflüchtlinge und Flüchtlinge, der Minenräumung, der Lebensmittelsicherheit, der 
Wasserversorgung und dem Umweltschutz; stellt fest, dass eine nochmalige Neuschaffung 
internationaler Konfliktbeilegungs- und Versöhnungsmechanismen vermieden werden 
muss;

6. bedauert, dass der neu ernannte Sondervertreter der EU für diesen Raum nur ein 
begrenztes Mandat besitzt; fordert den Rat dringend auf, ihn mit allen Ressourcen 
auszustatten, die er benötigt, damit seine Tätigkeit Wirkung erzielt und sichtbar ist;

7. betont, dass es von dem Sondervertreter der EU für den Raum am südlichen Kaukasus 
regelmäßig über die Entwicklung in diesem Raum und über die Tätigkeit des Vertreters 
unterrichtet werden sollte; verlangt, dass die regelmäßigen Berichte und der umfassende 
schriftliche Abschlussbericht bei Beendigung des Auftrags, dessen Ausarbeitung durch 
den Sondervertreter in der Gemeinsamen Maßnahme vorgesehen ist, auch ihm unterbreitet 
werden;

8. beauftragt seinen Präsidenten, diese Empfehlung dem Rat und – zur Information – der 
Kommission sowie den Regierungen und Parlamenten von Armenien, Aserbaidschan und 
Georgien zu übermitteln.
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20. Januar 2004

Stellungnahme des Ausschusses für Industrie, Aussenhandel, Forschung 
und Energie

für den Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten, Menschenrechte, gemeinsame 
Sicherheit und Verteidigungspolitik

zu einem Vorschlag für eine Empfehlung des Europäischen Parlaments an den Rat zu 
der Politik der EU gegenüber dem Raum am südlichen Kaukasus. 
(2003/2225(INI))

Verfasserin der Stellungnahme: Godelieve Quisthoudt-Rowohl

VERFAHREN 

In seiner Sitzung vom 4. November 2003 benannte der Ausschuss für Industrie, Außenhandel, 
Forschung und Energie Godelieve Quisthoudt-Rowohl als Verfasserin der Stellungnahme.

Der Ausschuss prüfte den Entwurf einer Stellungnahme in seinen Sitzungen vom 1. Dezember 
2003 und 20. Januar 2004.

In der letztgenannten Sitzung nahm er die nachstehenden Vorschläge einstimmig an.

Bei der Abstimmung waren anwesend: Luis Berenguer Fuster, Vorsitzender; Peter Michael 
Mombaur, stellvertretender Vorsitzender und amtierender Verfasser der Stellungnahme; 
Jaime Valdivielso de Cué, stellvertretender Vorsitzender; María del Pilar Ayuso González (in 
Vertretung von Concepció Ferrer), Ward Beysen (in Vertretung von Marco Cappato), Guido 
Bodrato, Felipe Camisón Asensio (Dominique Vlasto), Gérard Caudron, Giles Bryan 
Chichester, Willy C.E.H. De Clercq, Francesco Fiori (in Vertretung von Umberto 
Scapagnini), Norbert Glante, Michel Hansenne, Malcolm Harbour (in Vertretung von Sir 
Robert Atkins), Roger Helmer (in Vertretung von Bashir Khanbhai), Hans Karlsson, Bernd 
Lange (in Vertretung von Mechtild Rothe), Werner Langen, Peter Liese (in Vertretung von 
Elizabeth Montfort), Rolf Linkohr, Caroline Lucas, Erika Mann, Hans-Peter Martin (in 
Vertretung von Imelda Mary Read), Marjo Matikainen-Kallström, Eryl Margaret McNally, 
Joaquim Miranda, Angelika Niebler, Reino Paasilinna, Paolo Pastorelli, Elly Plooij-van 
Gorsel, John Purvis, Bernhard Rapkay (in Vertretung von Gary Titley), Christian Foldberg 
Rovsing, Paul Rübig, Konrad K. Schwaiger, Esko Olavi Seppänen, W.G. van Velzen, Alejo 
Vidal-Quadras Roca und Myrsini Zorba.
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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für Industrie, Außenhandel, Forschung und Energie ersucht den 
federführenden Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten, Menschenrechte, gemeinsame 
Sicherheit und Verteidigungspolitik, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 
übernehmen:

Das Europäische Parlament

A. in der Erwägung, dass das Kernkraftwerk Medzamor in einem Gebiet liegt, in dem 
Erdbebengefahr besteht und es bereits im Jahr 1989 fast von einem Erdbeben zerstört 
wurde;

B. in der Erwägung, dass die Politik de EU den Ländern der Region Südkaukasus in ihrer 
Entwicklung helfen soll und dass vor allem die Kooperation in den Bereichen Forschung,  
Technologie und Industrie den Ländern helfen soll, den neuesten Stand der Technik 
umzusetzen und nicht alte Fehler der Industrieländer zu wiederholen.

1. fordert die Europäische Kommission auf, im Rahmen des Tacis-Programms  bei der 
Entwicklung und Umsetzung eines alternativen Energiekonzepts für Armenien 
mitzuarbeiten, so dass das Kernkraftwerk Medzamor so schnell wie möglich abgestellt 
werden kann;

2. fordert die Kommission auf, ein zusammenhängendes, aktualisiertes Aktionsprogramm 
für die politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Beziehungen mit dem 
Südkaukasus auszuarbeiten;

3. unterstreicht, dass die flexiblen Mechanismen des Kioto Protokolls den Ländern 
Südkaukasiens dabei helfen können, Investitionen und Modernisierungen durchzuführen;

4. fordert die Europäische Investitionsbank auf, auch Darlehen an die Länder des 
Südkaukasus zu vergeben, beispielsweise zur Unterstützung des Mittelstandes oder im 
Infrastrukturbereich bei Energie- und Wasserversorgung;

5. fordert die Europäische Kommission auf, die vorhandenen Programme zu nutzen, um die 
Energie-und Trinkwasserversorgung zu verbessern;

6. unterstreicht die Wichtigkeit des Baus der geplanten kombinierten Öl- und Gaspipeline 
Baku-Tiflis-Ceyhan für die Versorgung des Zielgebiets wie für den Schutz der 
Meeresumwelt im Schwarzen Meer und Mittelmeer dadurch, dass sie den Transport per 
Schiff unnötig machen wird, weist jedoch darauf hin, dass beim Bau der Pipeline 
Maßnahmen der Sicherheit und Terrorbekämpfung besonders beachtet werden müssen;

7. fordert im Hinblick auf den Transport von Erdöl die Kommission und die Mitgliedstaaten 
auf, sich dafür einzusetzen, dass von Häfen des Kaspischen und des Schwarzen Meers aus 
keine Einhüllen-Tanker die dortigen Gewässer befahren und die im Dezember 
beschlossene Änderung des MARPOL-Abkommens, die eine Übergangsfrist bis 2010 
vorsieht, noch zu verschärfen, beispielsweise dadurch, dass die Mitgliedstaaten bei der 
IMO den Antrag einbringen, das Kaspische Meer und das Schwarze Meer zu besonders 
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sensiblen Gebieten zu erklären;

8. unterstreicht, dass die Reform der Finanzprotokolle nicht dazu führen darf, dass dringend 
benötigte Hilfe und Unterstützung nicht geleistet wird;

9. fordert die Kommission auf, die Länder der Region darin zu unterstützen, lokale 
Netzwerke im Bereich der Forschung aufzubauen und den Austausch von Studenten und 
Forschern zu fördern;

10. unterstützt die Idee der Aushandlung von Freihandelsabkommen mit den Staaten des 
Südkaukasus sobald die Partnerschaftsabkommen vollständig umgesetzt worden sind.


